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Carola Veit 

Präsidentin der Hamburgischen Bürgerschaft 

Rathausmarkt 1 

20095 Hamburg 
 

  

 Hamburg, den 21.04.2020 

 

 

Betr.: Schwärzung unserer SGA – Drs. 22/36 

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin Veit, 

wiederholt hat die Ihrem Aufgabenbereich zugeordnete Bürgerschaftskanzlei nun-
mehr eine umfassende Schwärzung des Textbereichs sowie der beigefügten Anla-
gen einer SGA („Systematische Kooperation der GRÜNEN JUGEND Hamburg mit 
gewaltorientierten Linksextremisten – Warum bleibt der Hamburger Verfassungs-
schutz untätig?“ Drucksache 22/36) der AfD-Fraktion vorgenommen. 

Unsere Fraktion moniert diese Verfahrensweise ausdrücklich. In den vorgenomme-
nen Schwärzungen sehen wir starke Anhaltspunkte für eine Verletzung der unserer 
Fraktion zustehenden Rechte nach Artikel 25 (1) und (2) der Verfassung der Freien 
und Hansestadt Hamburg sowie nach § 20 der Geschäftsordnung der Hamburgi-
schen Bürgerschaft. Diese Rechtsverletzung stellt eine Behinderung unserer verfas-
sungsrechtlich geforderten Aufgabe als Opposition gemäß Artikel 24 der Verfassung 
der Freien und Hansestadt Hamburg (Kontroll- und Kritikfunktion der Opposition) dar. 
Im konkreten Fall wird hier durch die vorgenommenen Schwärzungen eine sachlich 
präzise und auf dokumentierten Quellen stützende Kritik an der Arbeit des der Innen-
behörde unterstellten Landesamtes für Verfassungsschutz Hamburg unrechtmäßig 
behindert.  

Hierbei ist festzuhalten, dass Kritik einer Oppositionsfraktion an Verfassungsorganen 
der Freien und Hansestadt Hamburg auch unter Berücksichtigung diverser Rechts-
grundlagen und dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit (wie. z. B. dem Schutz der 
Persönlichkeit) nachvollziehbar und ohne Verschleierung wesentlicher Sachverhalte 
öffentlich zugänglich sein muss. In der vorliegenden Anfrage werden bereits bloße  

 



 

Nennungen von Funktionsbezeichnungen hochrangiger Vertreter der Grünen Ju-
gend, des Landesverbandes der Grünen oder eines Grünen-Senators der Freien und 
Hansestadt Hamburg – obwohl die Unterzeichner der Anfrage auf die konkrete Nen-
nung der jeweiligen Namen verzichten – durch die Bürgerschaftskanzlei systema-
tisch geschwärzt. Hierdurch gehen für den öffentlichen Beobachter wie insbesondere 
auch für Journalisten, die sich über die öffentlich zugängliche Parlamentsdatenbank 
über die politische Arbeit und die Kritik spezifischer Oppositionsfraktionen/-abgeord-
neter an der Regierung objektiv und umfassend informieren wollen, entscheidende, 
den Sachverhalt und die politische Kritik nachvollziehende Informationen (hier insbe-
sondere: die Beteiligung hochrangiger Grünen-Funktionäre an linksextremistischen 
Demonstrationen und Kundgebungen), verloren. Sachverhalte also, die im konkreten 
Fall maßgeblich mit über die Beobachtungswürdigkeit einer politischen Partei, ihrer 
Jugendorganisation oder einzelner ihrer Teilstrukturen durch das Landesamt für Ver-
fassungsschutz entscheiden. 

Die AfD-Fraktion geht – auch auf der Grundlage diverser Äußerungen von Ihnen, 
Frau Präsidentin, im Ältestenrat - davon aus, dass Sie dieses Verfahren angewiesen 
haben. 

Für die AfD-Fraktion erklären wir hiermit, dass wir nicht bereit sind, eine derartige 
Praxis weiter hinzunehmen und haben dieses Thema erneut für die kommende Äl-
testenratssitzung angemeldet. Wir bitten Sie um eine ernsthafte Auseinandersetzung 
mit unserer Darstellung und eine zeitnahe schriftliche Stellungnahme.  

Rein vorsorglich verweisen wir darauf, dass wir eine Klage vor dem Hamburgischen 
Verfassungsgericht bezüglich dieser rechtsstaatlich höchst bedenklichen Praxis aktu-
ell prüfen lassen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

     
 
 
 
 
__________________  __________________  
Dirk Nockemann   Dr. Alexander Wolf    
Fraktionsvorsitzender   Fraktionsvorsitzender    
 

 
 
 
 


